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IgHJt Kohl ein Jahr im Amt 

^ir werden 
*$ schaffen 
'*d!lnem Jahr l8t Helmut Kohl Bundeskanz- 
lern Bundesrepublik Deutschland. Er über- 
5chäh?as Amt während der schwersten Be- 
"•r N 9unfl»-. Finanz- und Wirtschaftskrise 
^QI chkr|egszelt. Die Union stand bei der 
ölni^ngsübernahme am 1. Oktober 1982 vor 
Spur Politischen Scherbenhaufen ohne Bel- 
"* Wi ,e Hinterlassenschaft der SPD allein in 
(W^rtftchaftspolitik — wie auch in vielen an- 
CW   0,itlkbereichen — war ein einziges 

IW' 
f^lte tursache dieser Entwicklung lag in der ver- 
%to Wirtschaflspolitik der SPD-geführten Bundes- 
br6jt J"n9- Es ist eine von den Sozialdemokraten ver- 
schaft.

e Le9ende, daß diese Hauptursachen weltwirt- 
Üns   

lch bedingt waren. 
gern ~ 

sParbeschlüsse, die 30 Millionen Bundesbür- 
ktyt °Pfer abverlangen, sind eine bittere Notwendig- 
st Stel|te der Kanzler in einem Interview mit der 
Taifah

Chen Presse-Agentur fest. Nach jahrelanger 
H^J1 k°nne der Aufstieg jedoch nicht über Nacht 
Hl     Werden. „Er wird seine Zeit dauern." Gleich- 

**ichSe,en in einer Reine von Branchen die P°sitiven 

KUrs !j
n ^erkennbar. Helmut Kohl fügte hinzu, der 
er Konsolidierung sei ein steiniger Weg. „Trotz 

(Fortsetzung auf Seite 2) 

Streitgespräch 
Geißler - Alt 
Eine Dokumentation über das 
Streitgespräch zwischen Hei- 
ner Geißler und Franz Alt am 
27. September 1983 im Bonner 
Konrad-Adenauer-Haus wird in 
der nächsten Ausgabe des 
UID erscheinen. 
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(Fortsetzung von Seite 1) 

all dieser Probleme bin ich optimistisch. 
Wir werden es schaffen." Der Kanzler sag- 
te, er habe durchaus Verständnis dafür, 
daß Menschen, deren Arbeitsplatz be- 
droht sei, demonstrierten. „Nur muß ich 
ganz einfach sagen: Es gibt keine Alterna- 
tive zu meinem Kurs." 

Der Kanzler kündigte an, er werde sich in 
den nächsten Monaten „sehr persönlich" 
engagieren, um Entscheidungen für die 
Kohle-, Stahl- und Werftindustrie, bei der 
Hochseefischerei sowie der Luftfahrtindu- 
strie herbeiführen, wo es durch die Ent- 
wicklung vieler Jahre zu krisenhaften Zu- 
spitzungen gekommen sei. Um dem wich- 
tigsten Ziel seiner Politik, dem Abbau der 
Arbeitslosigkeit näherzukommen, sei an 
Rhein und Ruhr, in Bremen und anderswo 
ein Strukturwandel erforderlich. „Bekämp- 
fung der Arbeitslosigkeit geht nur, wenn 
wir neue Industrien ansiedeln." 

Matthias Wissmann: 
Es geht wieder aufwärts 
In der Tat: Die Regierung Kohl hat schon 
heute eine ganze Reihe von Erfolgen vor- 
zuweisen, die ausschließlich auf die Poli- 
tik und auf die ordnungspolitischen Vor- 
stellungen der Union zurückzuführen 
sind. Und das sieht so aus: 

— Bruttosozialprodukt: Es ist von April 
bis Juni d. J. real mit 1,5 Prozent Wachs- 
tum doppelt so stark gestiegen wie in den 
ersten Monaten dieses Jahres. Ein 
Wachstum von 1,5 v. H. für das ganze Jahr 
scheint möglich zu sein. 

— Produktionskapazitäten: Der Ausla- 
stungsgrad nimmt zu. 

— Bauwirtschaft: Die Auftragseingänge 
liegen ca. 12 Prozent über dem Vorjahres- 
stand. 

— Automobilindustrie: Es wird mit einem 
Zuwachs von etwa zehn Prozent gerech- 
net. 

uats|CI 

— Private Verbrauchsnachfrage: na 

insgesamt lebhaft entwickelt. ^ 

— Inflation: Der Verbraucherpreises 
betrug im Verlauf des ersten HalbJ ^ 
1983 saisonbereinigt lediglich run ^ 
Prozent. Im Juli lag der Preisanstieg. 
drei Prozent. Fast Zahlen wie unter 
wig Erhard. gfl 

— Leistungsbilanz: In den ersten sj ^ 
Monaten  gab  es  einen   Überschuß, 
rund 3,1 Milliarden DM. Vor Jahresfr'5 

ren es lediglich 0,6 Mrd. DM. ^ 

— Arbeitsmarkt: Hier gibt es ersl 

spannungsanzeichen.   So   hat 
Kurzarbeit  deutlich  verringert, 
seit drei Jahren war im August wiede   ^ 
leichte Abnahme der Arbeitslos'^ , 
registrieren. Der — saisonbereinß   üt 

Anstieg flachte zur Jahresmitte hin 
lieh ab. - 

Nach nur einem Jahr der Re9'eS 
von CDU/CSU und FDP kann y 
feststellen, daß erste wichtige & 
ge zu verbuchen sind: 

sich 
Erst* 

- Helmut Kohl hat die konjunkturell* 
V 

4- 

jrunö 

fahrt in eine Depression gestopP*- 
dreijährige   Schwächeperiode   der v 

sehen Wirtschaft ist überwunden.      - 

— Die Grundlagen für einen ma0v 

Aufschwung sind gelegt. * 

— Die Entwicklung stellt sich heut* 
deutig besser dar, als sie noch vor '" 
frist — auch von der Bundesregie 
erwartet wurde. ^ 
— Das Vertrauen von Verbrauche"1 flfj. 
Investoren in eine marktwirtschaftlich 0- 
entierte, stetige und solide Wirtschaft 
litik kehrt langsam zurück. i(i 

Die SPD, die das wirtschaftliche c^°^ 
unserem Land politisch zu veranWj' f 

hat, spricht von Aufschwunglüge- ' ^ 
ehe jedoch ist: Die Union muß ein v°n

p0|i- 
Genossen hinterlassenes Wirtschaft^ 
tisches Trümmerfeld neu aufbauen- 
ersten Fundamente dazu sind geleS'- 
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SCHULDEN 

d 
e9en der maßlosen Schuldenpolitik 
6r SPD müssen wir heute sparen 

Xlr     Ube«"schrift „Die Wende ist tr%ü      setzte slcn der stel,ver" 
Srh • Vorsitzende der SPD, der 

$id6n[i    westfälische Ministerprä- 
^rBh nes Rau' mit der Pol'tik 
Jahr ^^sregierung nach einem 

S ka°alition der Mitte auseinander 

^liti    2u dem Schluß, die Bonner 
J'^acTk1 Werde ihre Wirtschaftspoli- 
'tiSjn' 

al ändern müssen, und zwar 

Vh •der SPD: der staat müsse 

S* ^ei9en© Investitionen (sprich: 
^Ö.d; hu|den) die Probleme, wie 
'Ös4n    Ml|lionenarbeitslosigkeit, 

Xd der 

\ s?®r Regierungszeit hinterlassen ha- 
ir f«st    e Generalsekretär Heiner Geiß- 

Bilanz, die Rau aufstellt, gehört 
^SjnQ°n ^ut- denn die neue Bundesre- 
S, 9'st dabei, den Schutt wegzuräu- 

3iährir,en   die   Sozialdemokraten   nach 
'9er 

'erv 
^War

SChla9, neue Schulden zu machen, 
^2iaid 

e,nfach, aber zutiefst unsozial. Die 
b|'k Dei!

Tlokraten haben die Bundesrepu- 
'J die 

utschland mit ihrer Schuldenpolitik 
\ Q

gr°ßte Wirtschafts- und Sozialkrise 
Nte iq£hichte geführt. Allein der Bund 
^r Kinn für 2insen menr ausgeben als 
jN B/S.9e|d. Mutterschutz, Wohngeld 

'ch fY, , °G zusammengenommen, näm- 
,       nr als 22 Milliarden DM. 

*aNt 
J%6r   

aben diese Zinsen die Arbeit- 
h sie aUS ihrer Lohntüte, erhalten wer- 

Nfän 
Weder Rentner noch Sozialhilfe- 

Sdern^  nocn   kinderreiche   Familien, 
eV&.     Jenigen, die dem Staat Geld 

,e Schulden des Staates bezahlen 

immer die kleinen Leute. Darum ist der 
Schuldenabbau, wie ihn die Bundesregie- 
rung betreibt, ein Stück sozialer Politik im 
Sinne der Arbeitnehmer. 
Um aus dem Teufelskreis Schulden und 
Zinsen herauszukommen, mußten wir spa- 
ren. Wir sparen nicht, weil uns das Spaß 
macht oder um des Sparens willen, son- 
dern wir sparen, weil dies der einzige Weg 
ist, um unsere Schulden abzubauen, um 
die Steuern senken zu können und um die 
Arbeitslosigkeit zu überwinden. Aber si- 
chere Arbeitsplätze gibt es nur in gesun- 
den Unternehmen. Darum haben wir ein 
Steuerentlastungsgesetz für die Wirt- 
schaft beschlossen, um die Eigenkapital- 
bildung der Unternehmen zu fördern, ihre 
Investitionskraft zu stärken sowie die in- 
ternationale Wettbewerbsfähigkeit zu ver- 
bessern. Mit diesen Maßnahmen helfen 
wir zwar den Unternehmen, aber in erster 
Linie den Arbeitnehmern, indem ihre Ar- 
beitsplätze sicherer werden. 
Johannes Rau geht — leider — in seiner 
Bilanz mit den Daten nicht korrekt um. So 
spricht er im Zusammenhang mit dem 
Aufschwung von einem Wahlkampf- 
schwindel. Dies ist — mit Verlaub — eini- 
germaßen keck. Denn die Wirtschaftszah- 
len signalisieren durchaus einen Auf- 
schwung. 
Richtig ist, daß dieser beginnende Auf- 
schwung den Arbeitsmarkt noch nicht 
spürbar entlastet hat. Aber dies ist nicht 
verwunderlich: denn der Arbeitsmarkt rea- 
giert immer zuletzt. Was jetzt notwendig 
ist: die Zusammenfassung aller Kräfte, um 
den beginnenden wirtschaftlichen Auf- 
schwung zu stabilisieren und fortzuset- 
zen. 
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LEHRSTELLEN 

Die Garantie ist 
eingehalten worden 
Mehr als 690000 Lehrstellen haben 
Wirtschaft und Handwerk bisher 
in diesem Jahr bereitgestellt. Sie 
haben damit ein Versprechen ein- 
gelöst, das sie gegenüber Bundes- 
kanzler Helmut Kohl im Frühjahr 
abgegeben hatten, stellt Alfred 
Dregger fest. 

Nach intensiven Gesprächen mit den 
Spitzenverbänden der Wirtschaft und 

des Handwerks hatte der Bundeskanzler 
erreicht, daß Wirtschaft und Handwerk zu- 
sagten, über den ursprünglich als notwen- 
dig angesehenen Jahresbedarf von 
655000 Lehrstellen hinaus weitere 30000 
Lehrstellen zu schaffen. Die „Lehrstellen- 
garantie" des Kanzlers, von der SPD-Op- 
position monatelang als „Lehrstellenlüge" 
verleumdet, ist eingehalten worden. Mehr 
noch: die Zahl 30000 ist bis jetzt schon so 
klar übertroffen worden, daß man 1983 als 
ein Jahr des Lehrstellenrekords bezeich- 
nen kann. Das ist eine großartige Leistung 
der deutschen Industrie und des deut- 
schen Handwerks. Das ist auch ein per- 
sönlicher Erfolg des Bundeskanzlers — 
aber auch ein Erfolg all jener, die sich in 
den vergangenen Monaten in großem Ein- 
satz darum bemüht haben, arbeitsplatzsu- 
chenden jungen Menschen eine Lehrstelle 
zu vermitteln. 
In der vergangenen Woche haben sich 
Regierung und Wirtschaft darauf verstän- 
digt, in den gemeinsamen Bemühungen 
um die Schaffung von Lehrstellen für aus- 
bildungswillige Jugendliche auch in den 
letzten drei Monaten dieses Jahres nicht 
nachzulassen. Es hat sich nämlich im Lau- 
fe dieses Jahres gezeigt, daß die Zahl der 
Lehrstellenbewerber noch größer ist, als 

man im Frühjahr annehmen konnj' • ^ 
liegt nicht zuletzt daran, daß nfiittie ^ 
viele Abiturienten ihren beruflich* y. 
stieg im dualen Berufsbildungssyst^ $ 
chen. Das ist verständlich und im nati)f' 
auch zu begrüßen. Aber das fCir^rt    te|- 
lich dazu, daß die Lage auf dem Lehr« 

lenmarkt auch in den beiden körn? 19$4 
Jahren angespannt bleibt. Auch fu.hn|jcC 
und 1985 muß zumindest mit einer a ^e 

hohen Zahl von LehrstellensuchenC ^ 
in diesem Jahr — wahrscheinlich a ^ii 
einer höheren Zahl — gerechnet we 

Einen wichtigen Schritt in die rl ^ 
Richtung hat die Regierung am verg ^ 
nen Mittwoch (28. September) geta%f' 
hat durch Kabinettsbeschluß vveit®JgCfia(1 

schritten abgebaut, die von der Win |5- 
und vom Handwerk bis jetzt als Hern ^ 
se bei der Ausbildung junger Men 
empfunden worden sind: $ 

Alleinhand*^ — Pflichtversicherte 
können in Zukunft mehr als einen L*  $ 
einstellen. Sie verlieren dann nicht    j. 
— wie bisher — die Vergünstigung 
ßigter Beiträge zur gesetzlichen " 
Versicherung. 
— Ausbildungsplätze gelten nach 6$ 

Schwerbehindertengesetz als Arbei ^ 
ze. Sie wurden daher bei der Bere£Lerbe' 
der Zahl von Pflichtplätzen für Seh* $ 
hinderte bisher berücksichtigt. D'eS $ 
gelung entfällt jetzt. Auszubildend .^ 
schwer behindert sind, werden bei o (,| 
rechnung der Zahl an Pflichtplätze0 # 
mehr mitgezählt. Gleichzeitig sol'e ^( 
Chancen für Auszubildende, die s w 
behindert sind, mit Hilfe Organisator gft 
wie finanzieller Maßnahmen verb 
werden. / 
Auch in den beiden kommenden J $ 
bedarf es wiederum einer großen na ^ 
len Kraftanstrengung, wenn wir de $ 
bleme auf dem Lehrstellenmarkt He( ^ 
den wollen. Regierung, Koalition- $ 
schaff und Handwerk ziehen hier an ^ 
Strick. Nur die SPD steht abseits ^^ 
schränkt sich auf Kommentare, die n 
oft das Hämische streifen. 
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NATO-DOPPELBESCHLUSS 

I .P'itische Kapitulation der SPD auch 
;"te Niederlage für Helmut Schmidt 
'*Ahi L - • - Innung dee NATO-Doppelbe- 

*«6S flurt^N olno uiarhcDnHp 

4 Abi _ 

^•hrh1?8 dur*cn ®lne wachsende 
d|*Do»I!der SPD-Bezirke bereitet 
<'9C   che Kapitulation der So- 
\3°kraten vor der sowjetischen 
\8tung auf ihrem nächsten Par- 
^NLi    ' erklärt der Generalsekre- 
.   6lner Geißler. 

iTAb*edin9lose Nein der SPD noch vor 

*%\ thluß der Genfer Verhandlungen 
iNb6 

einen schweren Wortbruch ge- 
%tH r den Verbündeten der Westlichen 
^rtej' J'ne schwere Niederlage und die 
S*5  NATSche lsolierun9 des Urhebers 
^Sifjt  °"Doppelbeschlusses,   Helmut 
Wh Es bedeutet gleichzeitig eine 

Si (je 
Un9 des Westlichen Bündnisses 

%t\ Abrüstungschancen in Genf und 
^Sir!Chti9en Politischen Sieg der So- 
S ^p die den NATO-Doppelbeschluß 
Die *ng an zu Fall bringen wollte. 
Sd^ wird damit auch den bisher vor- 
rfeieiv Kor,sens der demokratischen 
r *erU der Außen- und Sicherheitspo- 
r^itih Die Sozialdemokraten lei- 
'che x/J"en Beschlüssen eine grundsätz- 

ßerJ, ,.erun9 der sozialdemokratischen 
5*9enöb     -ln- °er Wortbruch der SPD 

vy/ 

'eöu^'^erung 

;rwei^
cr der NATO führt sie notwendi- 

Je Neu» Weg vom Bündnis und hinein in 

<Nes 
Ngel Abhängigkeit 

Diese  Politik würde 
republik Deutschland in die po- 

der   Sowjetunion 

rr ^en ?Ut Schmidt und Hans APel be" 
^n i? den außen- und sicherheitspoliti- 

^Urs der SPD. Durchgesetzt haben 
und •' urandt, Egon Bahr, Erhard Epp- 

°skar Lafontaine. Damit ist der 

seit Jahren schwelende Richtungskampf 
in der SPD entschieden. Helmut Schmidt 
und seine Politik haben endgültig verlo- 
ren. 
Der SPD-Fraktionsvorsitzende Hans-Jo- 
chen Vogel spielt in dieser Auseinander- 
setzung keine Rolle mehr. Vogel hat als 
Mitglied der früheren Bundesregierung 
unter Führung von Helmut Schmidt den 
NATO-Doppelbeschluß mit beschlossen. 
Heute paßt er sich ohne eigenen Stand- 
punkt opportunistisch der linken Stim- 
mungslage in seiner Partei an. Es ist ein 
Glück für Deutschland, daß diese Partei 
die    Regierungsverantwortung    verloren 
hat. 

Der Bundesminister der Verteidigung, 
Manfred Wörner, erklärt zu den SPD-Be- 
schlüssen vom Wochenende: 
Nun ist es klar. Die SPD ist aus dem Dop- 
pelbeschluß ausgestiegen. Sie hat ihrer ei- 
genen Politik den Rücken gekehrt. 
Der kommende Parteitag ist bedeutungs- 
los. Er wird nur noch besiegeln, was 
längst entschieden ist. Damit werden alle 
Beteuerungen der SPD zur Farce, daß sie 
ihre eigene Entscheidung am Ausgang 
der Genfer Verhandlungen orientiere. 
Die Folgen dieses Verhaltens sind national 
und international verheerend. Den Unter- 
händlern des Westens in Genf wird prak- 
tisch der Teppich unter den Füßen wegge- 
zogen. Der Sowjetunion wird jeder Anreiz 
zur Kompromißbereitschaft genommen. 
Sowjetische Unnachgiebigkeit wird prä- 
miiert. Die Folgen im Bündnis sind noch 
schwerwiegender. Eine große Partei, un- 
ter deren entscheidender Mitwirkung im 
Bündnis der Doppelbeschluß gefaßt wur- 
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de, kündigt ihn nunmehr auf und verletzt 
damit die Solidarität in der Atlantischen Al- 
lianz. 
Leidtragende dieser Entscheidung in der 
SPD sind vor allem die Bürger der Bun- 
desrepublik Deutschland. Ihre Sicherheit 
leidet darunter, wenn es nicht gelingt, die 
Bedrohung durch die sowjetischen SS- 
20-Raketen abzubauen oder zu neutrali- 
sieren. Nicht der Doppelbeschluß und sei- 
ne Konsequenzen spalten das deutsche 
Volk, sondern das Abrücken der SPD von 
der eigenen Sicherheitspolitik, die sie 
während ihrer Regierungszeit unter Bun- 
deskanzler Helmut Schmidt vertreten hat. 

Dabei liegen die Fakten auf dem 
mer noch stellt die Sowjetunion fi ^ 
ehe mehr als eine Rakete auf. imiJJ ge- 
weigert sie sich von ihrer starren v ^ 
lungsposition in Genf abzugehen, •$ 
die Amerikaner ihr nun schon zum ^ 
Mal in wichtigen Punkten entgfSp ^ 
kommen sind. Was hier in der ^if 
sich geht, hat mit Verantwortung .^\- 
Verhalten unserem Volk gegenüber ^ 
mehr zu tun, sondern ist blanker °^0 
nismus. Hoffentlich gibt es noch " ^ 
in der SPD, die das selbst empf'na / 
sich dieser unheilvollen Entwickle 
gegensteilen. y 

Trotz Vorleistungen haben die 
Sowjets weiter aufgerüstet 
Der Appell des Rates der Evangelischen 
Kirche in Deutschland (EKD) an die Groß- 
mächte, das Äußerste für den Frieden zu 
tun und dabei auch inkonventionelle Wege 
einzuschlagen, ist zu begrüßen. Wer 
wünschte sich nicht jene Kompromißbe- 
reitschaft der beiden Blöcke, die in Genf 
am Ende zu einer Vereinbarung über die 
drastische Verminderung der nuklearen 
Mittelstreckenpotentiale führte? 
Allerdings lehrt die Erfahrung, daß die So- 
wjetunion solche Vorleistungen nicht ho- 
noriert. Denn es war der Westen, der in 
der Vergangenheit von sich aus auf Rü- 
stungsmaßnahmen verzichtet hat, obwohl 
die Vorrüstung der Sowjetunion dies ge- 
boten hätte. Die USA verzichteten auf den 
Bau der Neutronenwaffe, sie stoppten die 
Entwicklung und Fertigung des Bombers 
B 1 und reagierten auf die Ausrüstung der 
Roten Armee mit Mittelstreckenraketen 
des Typs SS-20 mit dem Angebot, Abrü- 
stungsverhandlungen aufzunehmen und 
nur dann nachzurüsten, wenn diese er- 
folglos bleiben sollten. Die Reaktionen der 
Sowjetunion auf diese Vorleistungen ist 
bekannt: die Aufstellung der Mitteleuropa 
bedrohenden Raketen geht weiter. 

SPD versucht zivilen 
Ungehorsam zu rechtfert'9 ^ 
Am 16. und 17. September 1983 ß 
SPD mit ihrem Kulturforum über de y 
len Ungehorsam" gezeigt, wie ma *<; 
einer Generation in der Bundesr >; 
Deutschland aufgebaute demokr 

Kultur untergraben kann: ^ 
— Wie Pressemeldungen zu entP^ 
ist, genügt für den SPD-Bundesges türi 
führer Glotz in der Frage der Nachf ^ 
der bloße Verweis auf Mehrheitsen 
düngen nicht mehr. Glotz meint d< 
Bundestagswahl vom 6. März d'ef  . 
res. Will die SPD demnach, wenn 
lerentscheidungen nicht passen, " ay. 
serer parlamentarischen Demokrat 
steigen? pj 
— Der SPD-Bundesgeschäftsfüh^ <f 
gleitet die Rechtfertigungsversuch 
sog. zivilen Ungehorsams mit ^ Mt- 
Reden über die GewissensentsC"1 f; 
des einzelnen, anstatt den Bürgern ^ 
sagen, wo die Demonstrationsfrei^ { 
hört und der strafbare Rechtsbru.; 
fängt. Noch fordert die SPD *$\ 
Rechtsbrüchen auf, ihre Sympat. u 
solches Verhalten wird immer deut" 

(Siehe auch „Stichwort", Seite 14) 
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I pRlEDEN UND FREIHEIT 

Stets haben Vorleistungen des 
Jätens noch nie honoriert 
\\ Verteidigungsminister Man- 
V°rSib°rner nie,t au* der CDU-Kreis- 
Sb«f6.ndenkonferenz am 19. Sep- 

*% t\'n Bonn eine vielbeacntete 

\% a , r Minister ging darin beson- 
\ dJ   dle Fragen ein, die von vie- 
^%1^ den Verlauf der Friedens- 
*%t\i ?'°n verunsicherten Men- 
Vtr   mer w|eder an die CDU her- 

ira9en werden. 

«V|^fred Wörner beschäftigte sich zu- 
\E

aChst mit der Frage, ob den Län- 
^h|r6j

U|"0Pas wirklich ein Krieg drohe, wie 
,tya   °

he Menschen es befürchteten. 

fyeru?r Sor9e macht, ist, daß sich in der 
die (jb

lchkeit, in der breiten Öffentlichkeit, 
torig h

er die sogenannte Friedensbewe- 
^dr h Usgeht- das Gefühl ausbreitet, 
feht. n ein Krieg, daß davon Angst aus- 
lfir RJ^ An9st ist nicnt nur ein schlech- 
Sst 9eber' wie vielfach gesagt wird, 
HrJSt für den Verteidiger, für den De- 
\^n tödlich. Und im Unterschied zu 
^ntvT Unnei|Propheten, aus meiner 
a&r v 

0rtung heraus als Bundesminister 
N; Sgteidi9ung, kann ich guten Gewis- 

[6 6ir> k9en' uns droht hier in Europa heu" 
^are   

rie9 weniger — und zwar ein nu- 
ai$ j    9enauso wie ein konventioneller — 
ist '• deri 

nicht 'etzten Jahren zuvor. Und das 
Sl nicht 6tWa rosaroter Optimismus, das 
'6 *u tr

etWas- was ich sage, um die Leu- 
6'ler °sten, das ist die Erkenntnis aus 
9e' Qla^k nuchternen Analyse der Weltla- 
Jiets !|U JJen s'e doch nicht, daß die So- 
S ej

Cnt 'n der Lage wären, die Schrek- 
sinrfS. Atomkrieges einzuschätzen. 

d sje sehr wohl. Die Sowjets wis- 

Jas 

sen, was ein Nuklearkrieg, sie wissen, was 
überhaupt ein Krieg auch für ihr eigenes 
Land bedeuten würde. Die Sowjets sind 
kühle Machtpolitiker, und sie zeigen es 
uns dauernd, aber eines sind sie nicht: 
Idioten und Selbstmörder. 

Wir müssen deutlicher machen als bisher, 
nicht nur, daß unsere Politik es ist, die den 
Frieden gesichert hat und auch für die 
nächsten Jahrzehnte sichern kann, son- 
dern daß Gefahr für diesen Frieden und 
Gefahr für diese Freiheit dann droht, wenn 
wir dem Ratschlag derer folgen, die uns 
zu einseitiger Abrüstung oder zur Waffen- 
losigkeit raten. Und deswegen müssen wir 
selbstbewußter, offensiver, nicht defensiv 
auftreten. Das heißt, wir müssen durch un- 
ser eigenes Reden und Tun klarmachen: 
Für Kriegsangst, für Kriegsfurcht gibt es 
in der gegenwärtigen Weltlage, jedenfalls 
auf Europa bezogen, keinen Anhalts- 
punkt." 
Zu dem von den Gegnern des NATO-Dop- 
pelbeschlusses immer wieder beschwore- 
nen gefährlichen Rüstungswettlauf und zu 
den wiederkehrenden Vorschlägen, der 
Westen müsse bei der Abrüstung einen 
ersten vertrauensbildenden Schritt wagen, 
sagte der Verteidigungsminister: 
„Ich kenne keinen einzigen Soldaten in 
meiner Umgebung, in der Bundeswehr, 
der etwa wild wäre auf neue Waffen, auf 
Aufrüstung. Ich kenne nur Soldaten, die 
ein Bestreben haben, ihrem Volk auch in 
Zukunft den Frieden, allerdings den Frie- 
den in Freiheit zu ermöglichen. Es gibt 
diese wildgewordenen Soldaten nicht. 
Und der Verteidigungsminister empfindet 
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hier ganz genauso. Und wir haben ja einen 
Weg aus dem Rüstungswettlauf heraus, 
und diesen Weg müssen wir vertreten. 
Das ist der Weg über beiderseitige kon- 
trollierte Abrüstung, und dazu gibt es 
eben keine Alternative. Und damit sind wir 
bei dem Punkt, der in der Diskussion eine 
große Rolle spielt: Einer müsse doch ein- 
mal anfangen, einer müsse doch einmal 
diesen Teufelskreis durchbrechen. 

Wir haben das doch versucht, wir haben 
es x-mal versucht. Wir versuchen es bis 
hinein in die letzten Tage. Darf ich einmal 
zur Erleichterung der Argumentation ei- 
nige der Vorleistungen nennen, die der 
Westen gebracht hat: Die Amerikaner ha- 
ben 1968 einseitig auf die Produktion von 
chemischen Waffen verzichtet. Die Ant- 
wort der Sowjetunion: Die chemische Auf- 
rüstung in der Sowjetunion ging mit wach- 
sendem Tempo weiter. Die Amerikaner 
haben die Produktion des B-1-Bombers 
gestoppt und haben gesagt: Jetzt wollen 
wir, daß ihr mit der Produktion des Back- 
fire-Bombers aufhört. Die Antwort der So- 
wjetunion: Sie haben die Produktion gera- 
de des Backfire-Bombers nach oben ge- 
schraubt. 

Wer weiß denn noch, daß Carter die Pro- 
duktion der Neutronenwaffe gestoppt hat 
und den Sowjets gesagt hat: Hört auf mit 
der Produktion der SS-20! Was war die 
Antwort? Bis zum heutigen Tage jede Wo- 
che eineinhalb Raketen. Und der Doppel- 
beschluß selber: Warum erzählen wir un- 
seren Menschen draußen nicht deutlicher, 
was wir da getan haben? Daß wir auf eine 
sowjetische Aufrüstung eben nicht mit der 
Stationierung von Gegenwaffen geantwor- 
tet haben. Daß wir bewußt darauf verzich- 
tet haben. Über Jahre und Jahre. Daß wir 
nach Jahren, als das weiterging, noch im- 
mer nicht stationiert haben, sondern den 
Sowjets gesagt haben, wir wollen verhan- 
deln. Das heißt: Es gibt diese Vorleistung. 
Es gibt diesen Versuch, den Teufelskreis 

du" 
des Wettrüstens zu durchbreche"- . 
einseitige Vorleistungen des Wes* r ^ 
Viel zuwenigen — so Manfred W° ^ 
sei bekannt, daß der Westen in °e e$ 
ten Jahren die Zahl seiner AtotffP $ 
köpfe verringert habe: 1968 hatt ,f 
Amerikaner 8000 nukleare Sp^8• ^ 
im interkontinentalen Bereich fljf^ 0 
1 000 hier in Europa mehr. Das B' '^f 
jetzt immer mehr Nuklearwaffen anL<jer 

werden, ist völlig falsch, jedenfalls   ^ 
ibare Westen. Es gibt eine klar erkennba 

H*»n7   harh   untan   an*   nncorpf  Se' denz nach unten auf unserer 10 $ 
wenn es nach uns geht, wird sie 
Set2t- A    (• Der Minister zu dem Einwana      yyr 
stung sei ohnehin überflüssig, da      jjt- 
sten genügend Vernichtungswaffe ( 

ze: „Wenn wir sie nicht wegvenVr0, 
können, die SS-20, dann brauchen ^ 
Gegenwaffe dazu, der Sowjetunion^ 
lieh zu machen, daß ihre Raketen m ^ 
gen uns eingesetzt werden können- ^ 
de zur Sicherung unserer ße*° Qe$[ 
brauchen wir das. Wenn dann 9 ^ 
wird: aber dann werden wir ja ^,e .pH' 
der sowjetischen Waffen, da kann '^ 
sagen: das sind wir bereits. C 

inte*- 

S» 0 
ist zu zwei Drittel auf uns ger"c 

unsere Städte, auf unsere Bürge'1 

daß wir eine einzige dieser Waffen r 

niert hätten. Da geht es also nur ^t 
Frage, wie verhindern wir, daß diese ar '^ 
gegen uns als Bedrohung oder?^' 
Krieg eingesetzt wird. Dadurch, daj> ^ 
nen deutlich machen, daß das n ^ 
nicht geht, daß sie dann das gle'cn T/ 
ein ähnliches Risiko für ihr eigene    / 

Und *5 

«offl * torium befürchten müssen, 
gen, wenn wir zur Nachrüstung 
müßten, ist diese Nachrüstung s°.&^ 
stellt, daß sie der Sowjetunion d^ 
macht, daß der Einsatz der SS-2° ».^ 
uns sinnlos ist. Und deswegen st« / 
die Nachrüstung das Gleichge^'0 $ 
destabilisiert es nicht, wie manc 

gen." 
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INFORMATION 

K Millionen DM mehr für 
^achteiligte Jugendliche 

( 
en bemerkenswerten Leistungen der 

en Bundesregierung gehört, daß sie s. ««nuesregierung genon, uao aie 
di6 ?* der angespannten Haushaltslage, 
Öu 'hr die sozialdemokratisch geführte 
laSs Regierung im Oktober 1982 hinter- 
er T hat- möglich machte, den Ansatz 
i JSBenachteiligtenprogramm 1984 um 
rUri(Tlllionen DM zu erhöhen und damit 
2^. l5n0 benachteiligten Jugendlichen 
dunQT.lich die Chance einer Berufsausbil- 
berirf 5. einem anerkannten Ausbildungs- 

Ser 
gibt. 

and 
e d'esen Jugendlichen, die nicht wie 

^en 6 au* s'cn aufmerksam machen ken- 
s'c*8 nach dem Verständnis, das CDU 
dfire A VOn So,idarität haben, die beson- 
WicJrn merksamkeit der Gesellschaft ge- 
W.e! werden. Zur Gruppe dieser be- 
ruht ''9ten Jugendlichen gehören u.a. 
d6rs

P^Cr>ulabgänger ohne Abschluß, Son- 
ne hu|absolventen, junge Ausländer oh- 
tenSQSre'chende Schulbildung, Verhal- 
ts hÖrte' Strafentlassene und ehe- 

Dr°genabhängige. 

C?StUn9 durch 
N   

ira9ssenkungen 
20Q ^ err> bereits zu Jahresbeginn über 

^ni^h^nkassen inre Beitragssätze ge- 
s6n hatten, meldeten die Krankenkas- 
6in2e|6Ue Beitragssatzermäßigungen. Bei 
der d 

en Krankenkassen verringert sich 
Urn r^

lrcnschnittliche Beitragssatz sogar 
Weit 6hr als einen Beitragssatzpunkt. 
Jariug6  Be,tragssatzsenkungen  zum   1. 

Jas 
1984 sind angekündigt. 

rhäBia
3enaue Ausmaß der Beitragssatzer- 

9Un9en in den letzten Wochen läßt sich 

zwar noch nicht exakt berechnen, jedoch 
dürften die Versicherten und die Wirt- 
schaft allein im Jahre 1983 um bis zu einer 
Milliarde DM entlastet werden. Bundesar- 
beitsminister Norbert Blüm erklärte dazu, 
daß Beitragssatzsenkungen Mittel für In- 
vestitionen und private Kaufkraft freimach- 
ten und auf diese Weise der wirtschaftli- 
che Aufschwung unterstützt werde. „Die 
Beitragssenkungen in der gesetzlichen 
Krankenversicherung sind ein wichtiger 
Beitrag zur Wiederbelebung der Wirt- 
schaft." 

Blüm gegen Einführung einer 
Arbeitsmarktabgabe 
Zur Finanzierung der Arbeitslosenhilfe sol- 
len Selbständige und Beamte nicht heran- 
gezogen werden. Im Süddeutschen Rund- 
funk lehnte Bundesarbeitsminister Nor- 
bert Blüm die Einführung einer Arbeits- 
marktabgabe mit der Bemerkung ab: „Ich 
denke nicht daran." Der Minister erklärte, 
allerdings sei eine Harmonisierung der 
verschiedenen Alterssicherungssysteme 
erforderlich. 

Wohnungsbau weiter im 
Aufwind 
Die Aufwärtsentwicklung im Wohnungs- 
bau hält weiter an. Nach den jetzt vorlie- 
genden Daten wurden im Juli dieses Jah- 
res 37622 Wohnungen neu genehmigt. 
Dies waren 23,4 Prozent mehr als im Ver- 
gleichsmonat des Vorjahres. Insgesamt 
lag die Zahl der neu genehmigten Woh- 
nungen in den ersten sieben Monaten des 
Jahres 1983 damit bei 242443 gegenüber 
195818 im Vergleichszeitraum des Vorjah- 
res (+ 23,8 Prozent). 

Der Anstieg lag im Bereich der Einfami- 
lienhäuser bei 26,1 Prozent. Die Zahl der 
neu genehmigten Wohnungen in Zweifa- 
milienhäusern zog um 19,8 Prozent, die 
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Zahl der Wohnungen in Mehrfamilienhäu- 
sern um 24,6 Prozent an. 

Auch im sozialen Wohnungsbau ist eine 
positive Entwicklung zu verzeichnen. Im 
ersten Halbjahr 1983 wurden insgesamt 
30338 Wohnungen mit direkten staatli- 
chen Mitteln gefördert. Dies waren 8,9 
Prozent mehr als in der ersten Jahreshälf- 
te des Vorjahres mit 27862 geförderten 
Wohnungen. Während im ersten Quartal 
1983 noch ein Minus von 2,3 Prozent zu 
verzeichnen war, kam es im zweiten Quar- 
tal 1983 zu einem Anstieg um 20,4 Pro- 
zent. 

Die nach wie vor positive Entwicklung der 
Wohnungsbaugenehmigungen macht 
nach Ansicht von Minister Schneider 
deutlich, daß die Maßnahmen des Sofort- 
programms der Bundesregierung unver- 
mindert greifen. Sein Ziel, die Zahl der 
Wohnungsbaugenehmigungen in diesem 
Jahr wieder auf rund 400000 zu steigern, 
könne mit dieser Entwicklung erreicht 
werden. 

SPD-Bezirk Hannover verlor 
2700 Mitglieder 
Die Sozialdemokraten im Parteibezirk 
Hannover, dem stärksten der vier nieder- 
sächsischen Bezirksorganisationen, ha- 
ben in den zurückliegenden zwei Jahren 
2700 oder rund fünf Prozent ihrer Mitglie- 
der verloren. Das geht aus dem Rechen- 
schaftsbericht hervor. Danach zählte die 
SPD in diesem Bezirk am 1. Januar 1981 
58330 Mitglieder. Ende 1982 waren es nur 
noch 55633. 

Alte Menschen so lange wie 
möglich zu Hause lassen 
Die Arbeitsgruppe Jugend, Familie und 
Gesundheit in der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion vertritt, wie der CDU-MdB Ger- 
hard Braun erklärte, grundsätzlich die Auf- 
fassung, daß alte Menschen so lange wie 

soll- 
möglich ihre Selbständigkeit behalten  • 
ten. Gerade für sie sind gewachsene 
menschliche   Beziehungen   von   le    ü. 
wichtiger Bedeutung. Die Familient>e 

Für ö^ ung des alten Menschen sollte vor 
anderen Überlegungen stehen. 'l 

Fall, daß Pflege notwendig wird, be 
das für die Angehörigen sicherlich 

anderen Überlegungen stehen, r«*   {e| 
Fall    Haß   Pflono  nntwonrlin u/ird.  b^     ,.f 

und Verzicht. Das soll aber nicht daZÜ e(fl 
len, buyieiun eine unierDnnguuy ••• e(1, 
Heim zu erwägen. Bei allen Überlegung, 
die Lebensqualität alter Menschen zu {6 

bessern, ist auf jeden Fall die ambu 
Pflege einer Heimunterbringung v°rZ • 
hen. Diese Tendenz sollte durch den 
setzgeber gefördert werden. ^ 
Die Arbeitsgruppe ist der Meinung. d wj 
dieser Lebensqualität auch die F°rde

ejen 
des Wohnungsbaues gehöre. Es ..^ 
Wohnformen zu entwickeln, die auf 9 ^ 
re Hilfsbedürftigkeit, nachlassende ^ 
perkräfte und Behandlungen Ru e^i 
nähmen. Die Qualität der Wohnge9^. 
und des Wohnumfeldes sei dabei m' ^ 
stens ebenso wichtig, wie die QualR8 ^ 
Wohnungen selbst. Ebenso dring*»0"? ^r 
auch die erreichbare Nähe offer"" 
Nahverkehrsmittel. 

Mehr Frauen berufstätig 
in*! Die Gesamtzahl der Erwerbstätigen 

zehn Mitgliedsstaaten der Europa'50 i|Ti 
Gemeinschaft stieg von 107,8 Million© e 

Jahre 1971 auf 114,3 Millionen im J%. 
1981. Die Zahl der männlichen Erwer^ 
tigen hat sich dabei nur geringfüg'9 ,gf 

70,0 auf 71,2 Millionen erhöht. Die Z&W 
erwerbstätigen Frauen erhöhte sich ° 
gen von 37,8 auf 43,1 Millionen. .gf 

Während die Erwerbsbevölkerung ,n ^ 
Bundesrepublik Deutschland zW'sC

tapt 
1971 und 1981 mit 26,4 Millionen k°nS

l6/ 
blieb, ging die Zahl der Männer vori f 

auf 16,1 Millionen zurück, und die 1^ ^ 
erwerbstätigen Frauen stieg von 9> 
10,3 Millionen. 
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CDA-BUNDESTAGUNG 

Zeitnehmer tragen Sparbeschlüsse 
J't- aber Schraube nicht überdrehen 
hath?e.SarbeitsThinister Norbert Blüm 
r^ld der Bundesdelegiertenkonfe- 
^n»*_ CDU-Sozialausschüsse in 
-,,flj)?r dle Entschlossenheit der 
nek^t,lch-Demokratischen Arbeit- 
\ d rscnaft bekräftigt, die Sparpo- 
g6n 

e/ Bundesregierung mitzutra- 
gen     r zugleich das Verlangen 
Ö|(i^Sozialer Balance bekräftigt. 
^hrKWUrde mit überwältigender 
"ercfS'* (97'2°/o) als Vorsitzender 
9ewg?.   Sozialausschüsse wieder- 

>er 
aften, streckenweise harten, aber 

die pjT fairen Diskussionen haben sich 
M{jnsp9ierten der CDA-Bundestagung in 
rürig er mit der Politik der Bundesregie- 
%r pnd der Lösung zahlreicher brennen- 
8ch|h-rob,eme unserer Gesellschaft be- 
W '9t- Dabei haben sie durch sachliche 
^ertra

Wie auch durch das überwältigende 
%n Uensvotum von 97-2 Prozent die Po- 
*rb6jt 

s Bundesvorsitzenden, Bundes- 
den wSn^inister Norbert Blurn- gestärkt. Zu 
VM igsten Beschlüssen der Bundes- 
-. D

n9 zählen: 

Hejt nacndrückliche Forderung nach 
C'6r ASueitverkurzung zur Bekämpfung 
e'ner Y?eitslos'gkeit, insbesondere nach 
VerrfiPh 0rrunestandsregelung und nach 
v Dj 

nrter Teilzeitarbeit. 
^i6L 0rderung nach Anrechnung von 
^ch ,.n9S2eiten    im    Rentenrecht   und 
%b ^Jrnw andlung des  Mutterschaftsur- rt    °SQeld       y iviuiicioonaiiau. 

6Sßr in ein Erziehungsgeld noch in 
9e (^0J~e9islaturperiode sowie die Vorla- 
,lJn9 ein

reter Bedingungen zur Ausgestal- 
nes Familiensplittings. 

— Die weitgehende Bestätigung der ren- 
tenpolitischen Beschlüsse der Bundesre- 
gierung und der von Norbert Blüm vorge- 
legten Grundsätze für die anstehende 
große Reform der Rentenversicherung. 
— Die Forderung nach rascher Verab- 
schiedung des anstehenden Gesetzes zur 
Förderung der Produktivkapitalbeteiligung 
von Arbeitnehmern und nach Einbezie- 
hung außerbetrieblicher Kapitalbeteiligun- 
gen in die angekündigte zweite Stufe. 
— Die Vorlage eines Katalogs von 
Steuersubventionen an Wirtschaft, Selb- 
ständige und Landwirtschaft, die nach den 
zahlreichen Einschränkungen im Sozialbe- 
reich jetzt ebenfalls auf den Prüfstand der 
Sparpolitik gestellt werden müssen. 
— Fundierte Anträge und Entschließun- 
gen zur Wohnungspolitik, zur Umwelt- 
politik, zur Europapolitik und zur Entwick- 
lungspolitik, die beweisen, daß sich die 
Sozialausschüsse weiterhin um die Be- 
rücksichtigung von Arbeitnehmerinteres- 
sen und Grundsätzen christlicher Sozial- 
lehre in breiten politischen Feldern bemü- 
hen. 
Der Verlauf der Bundestagung hat ge- 
zeigt, daß die Mitglieder der Sozialaus- 
schüsse bereit sind, den Sparkurs der Re- 
gierung mitzutragen und ihren Beitrag zu 
leisten, den Sinn dieser Politik den Arbeit- 
nehmern zu erklären. Er hat auch gezeigt, 
daß die Sozialausschüsse mit Nachdruck 
die Interessen der Arbeitnehmer und Fa- 
milien in ihrer Partei und gegenüber der 
Bundesregierung vertreten werden. Dabei 
sehen sie es als ihre Aufgabe an, die Ar- 
beitnehmer, die am 6. März in großer Zahl 



UiD 31 • 6. Oktober 1983 • Seite 12 

die Unionsparteien gewählt haben, bei der 
Union zu halten und damit die Mehrheits- 
fähigkeit der CDU zu sichern. 
Norbert Blüm erklärte, an den Arbeitneh- 
mern führe keine Politik vorbei. Der Mini- 
ster betonte, unter seiner Verantwortung 
werde es keine Senkung der Reallöhne 
sowie keine Einführung von Karenztagen 
im Krankheitsfalle geben. Bei einer mögli- 
chen Steuersenkung müßten zuerst die 
Arbeitnehmer, die derzeit die Hauptlasten 
tragen müßten, berücksichtigt werden. 
Der Vorsitzende der CDU-Mittelstandsver- 
einigung Professor Zeitel hatte in seinem 
Grußwort vor übertriebenen Erwartungen 
in eine Lohn- und Einkommenssteuerre- 
form gewarnt und sich dagegen ausge- 
sprochen, eine Entlastung aus einer Erhö- 
hung der Mehrwertsteuer zu finanzieren. 

Entschieden wandte sich Blüm gegen Ver- 
suche von Seiten der Arbeitgeber, noch 
weitere Kürzungen im Sozialbereich 
durchzusetzen. Die Unternehmer sollten 
vielmehr Investitionen tätigen, um so den 
Aufschwung mitzutragen. In der Arbeits- 
marktpolitik sei die Wiederherstellung der 
Vollbeschäftigung die Hauptaufgabe. Zur 
Frage der Arbeitszeitverkürzung sagte 
Blüm, „daran führt kein Weg vorbei". 
In seinen äußerst temperamentvollen Bei- 
trägen hatte Blüm immer wieder den Re- 
gierungskurs verteidigt. Man dürfe Sozial- 
politik nicht aus der Sicht der Leistungs- 
empfänger machen, „wir müssen sie 
ebenso aus der Sicht der Beitragszahler 
gestalten, denn Beitragszahler sind Ar- 
beitnehmer". 

Von entscheidender Bedeutung für die 
soziale Gleichgewichtigkeit der staatli- 
chen Entwicklung ist nach Ansicht Blüms 
eine spürbare Lohnsteuerreform zum 
nächstmöglichen Zeitpunkt. Darin sei er 
sich mit Finanzminister Stoltenberg einig. 
Zunächst müsse man jedoch wieder „Bo- 
den unter die Füße bekommen". Die politi- 
sche Dringlichkeit dieser Absicht müßten 

auch die Unternehmer einsehen, ^   ^ 
Blüm, und fügte die Kritik an: „Das Ge 
ne, Gemeckere und Genörgele am    ^ 
kurs der Regierung scheint längs8   j(1e 
schick zu gelten. Aber wir brauchen 
unternehmerischen Miesmacher, wir 
chen Mutmacher." uä. 

ge in Höhe von rund vier Milliarden    ^ 
sind auch Zuschüsse für die Lan .- 

Unter einer Reihe konkreter Sparvor» . 
ge in Höhe von rund vier Milliarden ^ 
sind auch Zuschüsse für die Lan 
schaff. Die Bundesregierung wurde * 
fordert, einen Gesetzentwurf für ar . 
zeitverkürzende Maßnahmen vorzüj ^wi- 
Verlangt wird ein Vorruhestandsge'0 t. 

fordert, einen Gesetzentwurf für - 

sehen 65 und 75 Prozent des letzten    ^ 
tolohnes, das Arbeitnehmer, die m   n 

freiwillig in den Ruhestand treten *° e. 
bis zur Pension mit 63 oder 65 Jahren ^ 
zahlt werden soll. Bei der Forderung 
Ausschöpfung aller Möglichkeiten ar    f, 
zeitverkürzender Maßnahmen wur°e Qef\ 
gestellt, daß diese bei Tarifverhandluny 
nicht unberücksichtigt bleiben könne • 

Norbert Blüm fand im Verlauf der z*8!^ 
gen Veranstaltung  Unterstützung     ^ 
Fraktionschef  Dregger,   Familienrnin t|j. 
Geißler sowie den Bundeskanzler. D   jt. 
ehe Kritik übten hingegen der DGB-V    , 
zende Breit, der niedersächsische S  ^ 
minister Schnipkoweit (CDU)  soW"e „, 
der CDU angehörenden DGB-Vorsj^,. 
mitglieder Fehrenbach und Irmgard 
tel. >0 
Bundeskanzler Helmut Kohl versieg 
unter dem großen Beifall der Deleg'e g. 
er habe nicht vergessen, daß ihn a r 

März Millionen Arbeitnehmer, ^ar 5- 
viele zum ersten Mal, gewählt hätten- « 
halb habe der Abbau der Arbeitslos^ 
absoluten Vorrang. Der Kanzler ve ^ 
ferner darauf, daß seine Bemühung^ e- 
mehr Ausbildungsplätze erfolgreich 9 Lß 
sen seien, da immerhin 40000 bis 5 fTl. 
zusätzliche Stellen dabei herausge\ 
men seien. Generalsekretär Geißler . 

Fortsetzung $e' 

1 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

-ww Friedenstage - zusätzliche 
W6rbemittel 
'" tar   •• • 
W.   chsten Ausgabe des UiD 
Nen Wir ,hnen noch einmal alle 

OOQ p,,en vorstellen, die für die 
rriedenstage unter dem Motto 

10 

 für Frieden und Frei- 
«ies 

aiJrbeitet worden sind. An 
$ch0n Ste'le möchten wir Sie aber 
^rbe Uf zwei zusätzliche, neue 
w      Mittel aufmerksam machen. 

^Un problem,ose Befestigung an der 
^Uf b|a 

eignet sich der Textilbutton, der 
Sa«,Ue,n Untergrund das vierfarbige Ak- 

Syrnbol zeigt. 

te d 
et*Ur>9 von Seite 12 

%t\ °r' Zeichen für einen wirtschaftli- 
\ ^ ufschwung durch Neid, Mißgunst 
fe *Uo|aSSenkamPf zu zerstören. Er mach- 
fyh d

eich deutlich, daß als erster Schritt 
"ch^ ®r Konsolidierungsphase wesent- 
\ b6 ^ittel für eine aktive Familienpo- 
•W re,t9estellt werden müßten. 

b*n B|üm 3?0 für dessen Wiederwahl sich 
kcht s.n 329 Delegierten aussprachen 
Sülti !mmen lauteten auf Nein, eine war 
*<*t 

%»*-?'• w^rden als stellvertretende Vor- 
% |  ® Wolfgang Vogt, Kurt Härzschel 
Nvert9ard Blättel bestätigt. Als vierter 

r*rwreter   rückte   Peter   Kudella   aus 
W*r<C heU ln den Vorstand- Dieser Platz 
9en u das Ausscheiden des längjähri- 
^rdnete

aniburger CDU-Bundestagsabge- 
^aUrn Gernard Orgaß frei geworden. 

Qem., ster bleibt der Kölner Heinz 
ÜS (280 stimmen)! 

Textilbutton „Friedensaktion" 
Mindestabnahme: 50 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 5,85 DM 
Bestell-Nr. 9465 

Transparent 
Für die Ausgestaltung von Versamm- 
lungsräumen, Canvassing-Ständen oder 
ähnlichen Veranstaltungsorten bieten wir 
Ihnen ein Transparent an, das auf einer 
Fläche von ca. 4 x 1 m unseren Slogan 
„Gemeinsam für Frieden und Freiheit" ab- 
bildet. Das Transparent aus Vollpolyester 
ist mit Befestigungsstricken ausgerüstet. 

Transparent „Gemeinsam 
für Frieden und Freiheit" 
Mindestabnahme: 1 Exemplar 
Preis pro Mindestabnahme: 65,— DM 
Bestell-Nr. 0596 
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• STICHWORT 

„Widerstand" 
Der Richter am Bundesverfassungsge- 
richt, Simon, hat mehrfach Zweifel geäu- 
ßert, daß es rechtmäßig sei, die Entschei- 
dung über die Stationierung amerikani- 
scher Mittelstreckenwaffen auf dem Ge- 
biet der Bundesrepublik Deutschland ge- 
gen den Willen einer Minderheit zu vollzie- 
hen. Die Stationierungsfrage falle in den 
jeder Mehrheitsbildung entzogenen Be- 
reich des „Unabstimmbaren". Wenn sich 
die Gegner der Nachrüstung auch nicht 
auf das Recht zum Widerstand berufen 
könnten, so sei es doch legitim, sie zu 
dessen „Vorstufe", nämlich zu gewalt- 
freien „Handlungen bürgerlichen Ungehor- 
sams", aufzurufen. 
Auch der SPD-Bundesgeschäftsführer 
Glotz äußerte, in der Frage der Nachrü- 
stung genüge der bloße Verweis auf 
Mehrheitsentscheidungen nicht mehr. 
Ähnlich argumentierte schließlich auch 
der Abgeordnete der Grünen, Schily; er 
unterscheidet zwischen der „quantitativen 
Mehrheit" und der „qualitativen Minder- 
heit", wobei er letzterer stärkere Rechte 
einräumt. 
In einer Demokratie gibt es keine Herr- 
schaft weniger selbsternannter „Führer" 
gegen den Mehrheitswillen des Volkes. Al- 
le Argumente, die die bessere Einsicht 
oder die höhere Moral einer Minderheit 
behaupten, führen zur Begründung von 
Diktatur. Wer das Mehrheitsprinzip in 
Zweifel zieht, steigt aus unserer parlamen- 
tarischen Demokratie aus. 
Darüber hinaus läßt der „Aufruf zu Hand- 
lungen bürgerlichen Ungehorsams" eine 
erschreckende Unlogik erkennen: Solche 
Handlungen bilden keine „Vorstufe zum 
Widerstand", sondern sie sind tatsächli- 
cher Widerstand. Auch eine verschleiern- 
de Formulierung ändert daran nichts. Im 
Grundgesetz gibt es ein „Recht auf Wider- 
stand" nur und ausschließlich als letztes 
Mittel gegen jene, die die Grundfreiheiten 

und    die    freiheitliche    demokrat'0 
Grundordnung aufheben wollen- (* 
20 Absatz 4) „| 
Dieser Artikel des Grundgesetzes 9^ 
zurück auf die Erfahrungen zwischen'j, 
und 1945, als die bestehende P^ 0 
nung schrittweise aufgelöst wurde- 0. 
aber heute das unbestreitbare J1 ^ 
standsrecht gegen Hitler in Parallele fr 
mit einem konstruierten „moralise»' ^. 
derstandsrecht" gegen unsere ^er!!^ 
tie, hat jeden Anspruch auf Sacn $$ 
aufgegeben. Es ist eine undemokrä' ^ 
Anmaßung, wenn der Mehrheit der ^ 
kratisch gewählten Repräsentanten ^ 
Volkes das Recht abgesprochen ;, 
über die Verteidigungspolitik zu ent 
den- «fit 
Durch Meinungsäußerung, Demons^ ^ 
und auf gerichtlichem Wege können ^ 
die Bürger der Bundesrepublik ^-0' 
land gegen sie betreffende Entscn .^ 
gen zur Wehr setzen. Dadurch 9ara

$se(< 
unsere Rechtsordnung einen urrlfa.0- 
den Schutz aller grundgesetzlich Qe^ 
leisteten Rechte und Freiheiten- .$• 
aber demokratische Mehrheitsents t!. 
düngen gefallen sind, wenn der ^. $ 
weg einmal erschöpft ist, muß sien I ^ 
mann der getroffenen Entscheidun- 
gen. Sonst träte Anarchie an die Ste ^ 
mokratischer und rechtsstaatliche'' 
nung. 

Europa wird älter 
J 

Zwischen 1971 und 1981 stieg die 
kerung in den zehn Staaten der ^ ^ 
sehen Gemeinschaft von 262,3 aU* / 
Millionen. Bei generell rückläufiger ^ 
tenrate steigt in allen EG-Staaten de ^/l 
teil der älteren Menschen. Im Jarir%g0f 

waren 24,2 Prozent der Einwohner J ^ 
als 15 Jahre. Bis 1981 sank der Ante .# 
20,8 Prozent. Der Anteil der älteren ^ 
sehen über 65 Jahre stieg von ^' 
14,3 Prozent. 



j^fljahr Regierung Helmut Kohl 
pie Zwischenbilanz ist positiv 
Dig 7?desregierung Helmut Kohl hat ein Jahr erfolgreich gearbeitet, 

-^ischenbilanz ist positiv: 
r »nanzpolitik ist solide, der Haushalt wieder in Ordnung. 

^UspaK11318 8eit Jahren brauchen wir keinen Nachtragshaushalt. Die 
% £*abenentwicklung läuft wie geplant. 
an&plf ^euverschuldung wird wahrscheinlich niedriger ausfallen als 

kommen. 

% °n in der Wirtschaft geht es aufwärts: 

^°'ksw-eale Bruttosozialprodukt - also die Gesamtleistung unserer 
% p    ,rtschaft - wächst 1983 erstmals wieder seit zwei Jahren. 
&$i.r,?i,Sstei8erunSsrate und Zinsen sind gegenüber 1982 deutlich 

^83^ Baugenehmigungen für Wohnungen sind im ersten Halbjahr 
% r..Um rund 24 Prozent gestiegen. 

b 
Au Se   rfol8e zeigen: Der Kurs der Bundesregierung stimmt. 
tiling ^r Bundeshaushalt 1984 wird dazu beitragen, die Neuverschul- 
K       eiter abzubauen und die Wirtschaft nachhaltig zu beleben. 

1s sinn 
^kt   .8ute Voraussetzungen dafür, daß es auch auf dem Arbeits- 

lieder aufwärts geht. 

CDU 
H«,, MB   sicher 
^-c0UB ff  sozial 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 24 49 
5300 BONN 1 

POSTVERTRIEBSSTÜCK 
2 8398 C 
GEBÜHR BEZAHLT 

AKTION „10000 FRIEDENSTAGE u 

Auch wir machen mit 
Wir  

(Name des CDU-Verbandes) 

haben zum Thema „Gemeinsam für Frieden und Freiheit" folgende Veranstaltungen 

1) 
(Thema/Referent) 

(Datum/Ort) 

2) 
(Thema/Referent) 

(Datum/Ort) 

3) 
(Thema/Referent) 

(Datum/Ort) 

Bitte zurück an: CDU-Bundesgeschäftsstelle „Gemeinsam für Frieden und Freiheit" 
Konrad-Adenauer-Haus • Friedrich-Ebert-Altee 72—75 • 5300 Bonn 

Sie /. 
Bitte informieren Sie uns über konkrete Planungen Ihres Friedenstages. Schreibe" ~ f«l 
wann, wo und mit welchem Programm Ihr Friedenstag durchgeführt wird, denn in dies 
werden wir oft nach Terminen gefragt. Benutzen Sie diesen Coupon. 

Union in Deutschland — Informationsdienst der Christlich 
Für den Inhalt verantwortlifj; $4 

Telefon (02 >28) 
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leitung:  Peter Müllenbach,  Dr.  Uwe  Lüthje,  Eberhard  ' 
Bankverbindung:    Sparkasse    Bonn,    Konto-Nr.    75°i*,70^°ö

1r 
380 500 00), Postscheckkonto Köln, Nr. 2214 31-502 (BLZ J^ prf 
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